
der Rat der Gemeinde ermächtigt, in bestimmten Fällen, 
z. B. bei Verschlechterung des Gebäudes durch Kriegs­
einwirkung, eine Berichtigung des im ursprünglichen 
Siedlervertrag festgesetzten und nach § 12 des Gesetzes 
maßgebenden Kaufpreises vorzunehmen. § 19 der Ersten 
DB sichert die Verhinderung privater Wohnraumakku- 
mulationen, indem er den — nach § 6 des Gesetzes ohne 
Einschränkungen zulässigen — Verkauf von Eigen­
heimen und Siedlungshäusern an solche Personen für 
unzulässig erklärt, die bereits Eigentümer eines Eigen­
heimes sind. Weshalb übrigens die einheitliche Materie, 
d. h. die Regelung des bei der Anwendung des Gesetzes 
zu beobachtenden Verfahrens, in zwei von demselben 
Ministerium am selben Tage erlassene Normativakte 
zerlegt worden ist, läßt sich nicht ersehen; zur Erhöhung 
der Übersichtlichkeit und zur besseren Verständlichkeit 
trägt diese Methode des Erlasses von Durchführungs­
bestimmungen zu Durchführungsbestimmungen gewiß 
nicht bei.

Auch der Arbeiterwohnungsbau ist mit einer An­
ordnung über die Durchführung des Arbeiterwohnungs­
baus vom 12. April 1955 (GBl. I S. 268) wieder vertreten, 
in der Einzelheiten über die Planung, Geländebereit­
stellung, Verleihung des Nutzungsrechts, Finanzierung, 
Baudurchführung usw. behandelt werden.

In diesen Zusammenhang gehört auch die Anordnung 
über Investitionsträger beim volkseigenen Wohnungsbau
vom 1. Dezember 1954 (GBl. 1955 II S. 2). Hier handelt 
es sich um eine Ergänzung der VO über Wohnungen 
für Werktätige der volkseigenen und ihnen gleichge­
stellten Betriebe vom 6. November 1952 (GBl. S. 1187), 
durch welche die Rechtsträgerschaft an solchen volks­
eigenen Wohnungsgrundstücken, die überwiegend der 
Unterbringung von Werktätigen dieser Betriebe dienen, 
auf die Betriebe übertragen und damit Werkwohnungen 
einer neuen, unserer Ordnung entsprechenden Gattung 
geschaffen wurden. Soweit solche Wohnhäuser erst zu 
errichten waren, wurden nach der bisherigen Übung 
die Räte der Kreise oder Städte zu Investitionsträgern 
eingesetzt und die Rechtsträgerschaft erst nach der Fer­
tigstellung der Gebäude auf den Betrieb übertragen. 
Dieses Verfahren hatte den Nachteil, daß die künftigen 
Bewohner solcher Häuser nicht schon im Stadium der 
Vorbereitung und Durchführung der Wohnungsbau­
programme beteiligt wurden, und die Durchführung 
des Baues nicht zur Angelegenheit der ganzen Beleg­
schaft gemacht werdet) konnte. Deshalb wird nun an­
geordnet, daß bei neu beginnenden Wohnungsbauvor­
haben, die ganz oder überwiegend für einen Betrieb 
vorgesehen sind, dieser Betrieb auch bereits als In­
vestitionsträger eingesetzt wird, ohne daß seine Zu­
stimmung hierzu erforderlich wäre. Die Werktätigen 
dieser Betriebe sollen schon an der Vorplanung beteiligt 
werden; der Betrieb soll mit seinen Arbeitern, Ange­
stellten und der BGL das Vorprojekt oder Projekt be­
raten und seine eigenen sowie der Betriebsangehörigen 
Solidaritätshilfen erörtern und festlegen. Bei solchen 
Bauten sollen die Räte der Städte und Kreise nur noch 
in Ausnahmefällen, z. B. wenn die Wohnungen des ge­
planten Hauses für mehrere Betriebe bestimmt sind, als 
Investitionsträger fungieren.

Aus der Anordnung zum Plan der Enttrümmerung
vom 24. Dezember 1954 (GBl. 1955 II S. 3) soll nur ein 
Satz zitiert werden: Die Enttrümmerungspläne „sind 
von den Enttrümmerungsträgern aufzustellen und vom 
Planträger zusammenzutragen“!. Wird hier nicht etwas zu 
viel getragen? Wann wird man beginnen, diese immer 
verheerender um sich greifende „Träger“-Mode, diese 
Enttrümmerungsträger, Generalreparaturenträger und 
Trägerbetriebe wieder abzutragen?

Wir haben in diesen Übersichten regelmäßig auch 
von neuen Allgemeinen Lieferungsbedingungen Kennt- 
nist genommen, soweit sie für besonders wichtige Pro­
dukte festgelegt wurden; für die Berichtsperiode ist 
dementsprechend die Anordnung über die Allgemeinen 
Lieferbedingungen für die volkseigene Baustoffindustrie 
vom 24. Februar 1955 (GBl. II S. 75) zu erwähnen. 
In ihnen interessiert zunächst, daß sie für die Bau­
stoffindustrie den Zeitpunkt festsetzen, bis zu welchem 
ein Antragender auf den „einem Abwesenden ge­
machten Antrag . . . den Eingang der Antwort unter 
regelmäßigen Umständen erwarten darf“ (in Abände­

rung von § 147 Abs. 2 BGB): nach Ziff. 11 der Allge­
meinen Lieferbedingungen dauert die Bindung an den 
Antrag zwei Wochen von dem Eingang des Antrages 
gerechnet. Auch über den Liefertermin werden Bestim­
mungen getroffen: entgegen allgemeinen Grundsätzen 
gilt diese Frist als gewahrt, wenn bis zu ihrem Ablauf 
die Ware ordnungsgemäß verladen worden ist. Eine be­
sonders bedeutsame Änderung von dispositiven Vor­
schriften des BGB bzw. HGB enthält der Abschnitt 
über die Mängelrüge: danach können verdeckte Mängel, 
die „erst nach Ablauf von sechs Monaten erkennbar 
werden, . . . bis zum Ablauf von zwei Jahren nach 
Entgegennahme der Ware geltend gemacht werden“. 
Man wird diese Bestimmung trotz des nicht sehr glück­
lichen Wortlauts dahin zu verstehen haben, daß solche 
Mängel zwar auch nach Ablauf von sechs Monaten bis 
zum Ablauf von zwei Jahren noch gerügt werden kön­
nen, dies aber jedenfalls unverzüglich nach Entdeckung 
geschehen muß, denn daß der Empfänger mit der Gel­
tendmachung eines sieben Monate nach Lieferung ent­
deckten Mangels noch bis zum Ablauf von zwei Jahren 
sollte warten können, kann offensichtlich nicht gemeint 
sein8).

*

Auf dem Gebiet, des gesellschaftlichen und privaten 
E i n z e l h a n d e l s  bedarf es zunächst eines Hinweises 
auf die Anordnung über die Regelung der Geschäfts­
zeiten des Einzelhandels vom 15. Februar 1955 (GBl. II 
S. 45). Diese Anordnung trägt einem starken, besonders 
in den Kreisen berufstätiger Frauen lautgewordenen 
Bedürfnis Rechnung, indem sie grundsätzlich die Offen­
haltung der Einzelhandelsgeschäfte bis 19 Uhr festlegt. 
Darüber hinaus sind alle Einzelhandelsgeschäfte be­
rechtigt, die Verkaufszeiten bis 23 Uhr zu erstrecken. 
Die Räte der Kreise haben unter Berücksichtigung der 
Wünsche der Werktätigen Geschäfte aller Art zu be­
stimmen, die Frühverkauf oder Spätverkauf durch­
führen. Zur Vermeidung vielen Ärgers in den Kreisen 
der Käufer ist auch die Bestimmung wichtig, daß die 
vom Rat des Kreises zu genehmigenden Geschäfts­
schließungen wegen Inventuraufnahme, Ferien usw. 
mindestens drei Tage im voraus durch Aushang be­
kanntzugeben sind, wobei gleichzeitig auf das nächste 
geöffnete Geschäft der gleichen Branche hinzuweisen 
ist. Auch diese AO aber enthält keine besonderen 
Sanktionen für Zuwiderhandlungen und es muß ge­
sagt werden, daß gerade die zur Verbesserung des 
Handels gegebenen Anordnungen ohne solche Sank­
tionen ihr Ziel nicht erreichen. Die tägliche Erfahrung 
lehrt, daß z. B. die AO über die Ausstellung von Waren 
in den Einzelhandelsgeschäften vom 18. Dezember 1953, 
welche es verbietet, zum Verkauf nicht mehr vorrätige 
Waren im Schaufenster auszustellen (vgl. NJ 1954 S. 328) 
oder die AO über die Führung von Kundenbüchern 
vom 14. April 1954, die u. a. die schriftliche Beant­
wortung von Beschwerden innerhalb kurzer Fristen 
vorschreibt (vgl. NJ 1954 S. 588), in einer Vielzahl von 
Fällen nicht eingehalten werden. Das Ministerium für 
Handel und Versorgung sollte diesem Umstande Rech­
nung tragen.

Die Anordnung über die Regelung des Bezugs von 
Waren des Bevölkerungsbedarfs durch gesellschaftliche 
Konsumenten vom 12. April 1955 (GBl. II S. 141) ersetzt 
die auf diesem Gebiet bereits früher ergangenen Be­
stimmungen. Danach dürfen „gesellschaftliche Konsu­
menten“, d. h. alle Haushaltsorganisationen, volks­
eigenen Betriebe und Handelsorgane, genossenschaft­
lichen und Massenorganisationen usw. Einkäufe im 
Einzelhandel nur in den festgelegten Ausnahmefällen 
vornehmen, um die Versorgung der Bevölkerung, 
welcher der Einzelhandel dienen soll, nicht zu ge­
fährden. Aber auch die Großhandelsorgane, die für die 
Belieferung solcher Konsumenten zuständig sind, 
müssen vor der Lieferung an diese „erst ihre Ver­
pflichtungen gegenüber dem Einzelhandel erfüllen“.

Im Hinblick auf die sich in erfreulichem Maße ver­
mehrenden Eröffnungen von Industrieläden ist die An­
ordnung über die Errichtung und Tätigkeit der Indu­
strieläden vom 28. Mai 1955 (GBl. II S. 179) von Be­
deutung. Die Industrieläden sind Einzelhandelsgeschäfte 
bestimmter volkseigener Produktionsbetriebe („Träger­
betriebe“) und besitzen keine juristische Selbständigkeit, 
vielmehr geht ihr finanzielles Ergebnis auf den Pro-
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